
Sie war zuerst im Gespräch,
aber jetzt ist von ihr nur noch
beiläufig die Rede: die Um-
weltunion. Ihre Rückstufung
hinter Wirtschafts-, Währungs-
und Sozialunion ist nicht nur
bedauerlich, sondern auch
kurzsichtig. Ohne ein Leben in
einer intakten natürlichen Um-
welt sind auf Dauer auch die
allenthalben erwarteten „Seg-
nungen" der D-Mark nichts
wert.

Es hieße Kahlen zu putzen,
wollte man dem DDR-Umwelt-
schulz viel zugute halten. Wo
eine Wirtschaft auf Verschleiß
gefahren wurde, erfüllte er
nicht viel mehr als eine Alibi-
funktion. Neben negativen Er-
fahrungen hat die DDR jedoch
auch Bewahrens- und Entwick-
lungswertes einzubringen. Da-
zu gehören der hohe Anteil des
energetisch günstigen Güter-
transports auf der Schiene, die
relativ geringe Zersiedlung
des Landes und das (noch) gut
ausgebaute Recycling bei Se-
kundärrohstoffen.

Bei der Umweltunion ist die
DDR auf bundesdeutsche Fi-
nanzhilfe, auf westliche Tech-

Das Kesseltreiben gegen die
KPTsch hat einen neuen trau-
rigen Höhepunkt erreicht.
Nachdem unlängst ein Warn-
streik, der die Parteienteig-
nung forderte, und die Selbst-
verbrennung eines ehemaligen
Betriebsdirektors aus Protest
gegen die Kommunistenver-
folgung die Öffentlichkeit er-
regt hatten, löste nunmehr der
Vorstoß des Prager Staatsan-
walts heftige Reaktionen aus.
Sokol, zu deutsch Falke, ver-
langte ein KPTsch-Vetfbot in
der Hauptstadt. Dabei berief
er sich auf den Paragra-
phen 260 des Strafgesetz-
buches, der die Unterstützung
und Propagierung des Faschis-
mus und ähnlicher Bewegun-
gen untersagt.

Das ist absurd und eine
Schändung des Andenkens je-
ner mehr als 25 000 KPTsch-
Mitglieder, die im Kampf ge-
gen die braune Pest ihr Leben
gegeben haben. Die KPTsch,
so stellte denn auch Vizepre-
mier Carnogursky klar, hat
ihren festen Platz im plurali-
stischen System. Parlaments-
präsident Duböek äußerte sich
in ähnlicher Weise. Die Gene-
ralstaatsanwaltschaften der

Föderation und der tschechi-
schen Teilrepublik distanzier-
ten sich sofort von Sokol und
klassifizierten den „Falken-
flug" als „private Initiative".

Doch sollte der Angriff tat-
sächlich nur der Versuch eines
einzelnen sein, die Partei vor
dem am 29. April offiziell be-
ginnenden Wahlkampf zu ver-
unglimpfen? Derartige Vor-
fälle häufen sich. Brno erlebte
eine Kampagne gegen kom-
munistische Bürgermeister, in
Nymburk stürmten Anhänger
des Bürgerforums die KPTsch-
Kreisleitung, und in den Be-'
trieben flogen Tausende we-
gen ihres Parteibuchs auf die
Straße.

Daß Teile der Bürgerbewe-
gung bei der Hexenjagd mit-
halten, macht betroffen. Sind
die demokratischen Ideale der
„sanften Revolution" vom
Herbst schon jetzt passe? Wo
bleibt die damals eingeklagte
Freiheit für Andersdenkende?
Die Sokol-Affäre läßt für den
Wahlkampf fürchten. Der
CSFR ist zu wünschen, daß er
nicht zur Schlammschlacht
ausartet, sondern — wie Prä-
sident Havel immer wieder
mahnt — das „friedliche Ant-
litz des Umbruchs" bewahrt.

„Es kann kein Volk von nicht
einmal 100 000 Seelen weiter-
leben, wenn es nicht geduldig

'gefördert und förderlich
geduldet wird." Dieses Wort-
spiel der sorbischen Zeitung
„Nowa doba" dramatisiert
nicht. Trotz Verhätschelung
durch die alte SED sind die
Sorgen des sorbischen Volkes
ständig gewachsen.

Die Kaderpolitik von damals
setzte den traditionell stark
religiös gebundenen Sorben
fast unüberwindliche Berufs-
schranken. Durch den „Bil-
dungsbeschluß", der das Er-
lernen der Sprache plötzlich
als nur fakultativ erklärte,
sank die Zahl der entsprechend
unterrichteten Schüler in der
Lausite von 11 000 auf 3000.
Populäre Festivale wurden
durch „Fremdkörper" wie
wehrsportliche Einlagen ent-
stellt. Mit einem Satz: Die
nationale Identität der Sorben
war einem schleichenden
Erosionsprozeß ausgesetzt.

Sind nun die Sorgen ge-
bannt? Durchaus nicht, viel-
mehr fürchtet man jetzt, im
Zuge deutscher Euphorie gänz-
lich vergessen zu werden. Wie
sonst ist es zu erklären, daß
de Maiziere in der Regierungs-

erklärung kein einziges Wort
für die Sorben übrig hattet O:L
Und hat nicht gerade seine
Partei jenen Verfassungs-
entwurf des Runden Tisches
abgelehnt, in dem auch den
Sorben unmißverständlich die
Achtung und Förderung ihrer
Interessen zugesagt wird?

In einem Telefongespräch
mit uns hat der neue Domo-
wina-Vorsitzende, Bernhard
Ziesch, Enttäuschung
geäußert. Hoffnung aber setzt
er darauf, daß sowohl die
Organisation der Sorben als
auch Vertreter von Ministerien
und Bezirksräten gegenwärtig
dabei sind, die Lage des
kleinen Volkes, das möglicher-
weise heute nur noch 60 000
Menschen zählt, zu analysie-
ren und Vorschläge für die
Regierung zu erarbeiten. Vor
allem geht es dabei um ein
Nationalitätengesetz, in dem
Rechte und Förderungsmaß-
nahmen ganz konkret fixiert
sind.

Die Sorgen der Sorben gehen
alle an. Denn nicht nur für
diese wäre es eine Tragödie,
wenn sie aus der Völker-
familie ausschieden. Auch
unser ganzes Land, zu dem
sie gehören, würde ärmer
werden.

Am deutschen Börsenhimmel
herrscht eitel Sonnenschein.
Während die Politiker noch an
den Modalitäten der Wirt-
schafts-, Währungs- und So-
zialunion ibosseln, haben die
Besitzer der dicken Aktien-
pakete die Einheit schon vor-
weggenommen. „Die Bullen
(Börsenjargon für steigende
Kurse) stürmen nach Osten",
meldete „Bild". Kein Konzern
und keine Bank von Rang, die
sich nicht in der DDR einkaufte.
Nach Daimler, Ford und VW,
der Allianz-Versicherung und
der Dresdner Bank hat nun
auch die Deutsche Bank ihre
Claims im anderen deutschen
Staat abgesteckt.

Die angeblich marode Wirt-
schaft der DDR übt auf Un-
ternehmen in der Bundesrepu-
blik eine erstaunliche Anzie-
hungskraft aus: Fast jedes
zweite ist zu einer Koopera-
tion mit einer DDR-Firma be-
reit. Obwohl der rechtliche
Rahmen noch nicht klar ist,
sind bereits Hunderte Joint
ventures (gemeinsame Unter-
nehmen) unter Dach und Fach.

Die Erweiterung des Mark-
tes nach Osten und der Nach-
frageschrub eröffnen den Kon-
zernen glänzende Aussichten.
In Erwartung des großen Gel-
des erklimmen die Aktien-
kurse immer neue Rekord-
höhen. Seit dem 9. November
stieg der Index der 30 wich-
tigsten deutschen Aktien um
durchschnittlich 30 Prozent.
Besonders kräftig legten Bank-
und Bauaktien zu, aber auch
Energie, Stahl, Kunststoff und
der High-Tech-Bereich ver-
zeichneten ein überproportio-
nales Wachstum. Wer zum
Beispiel im November eine
Aktie der Preussag (Energie)
erwarb, verbucht heute einen
Gewinn von 95 Prozentt die
Klöckner-Werke (Stahl, Kunst-
stoff) zahlen für eine 100-DM-
Aktie 180 DM. „Das Ostge-
schäft", sagt der Börsenexperte
Sommerfeld voraus, „wird die
Börse weiterhin beflügeln."

Warum auch nicht. Was ist
schon der Raub einer Bank
gegen die Gründung einer
Bank, spöttelte schon Brecht,
was ein Dietrich gegen eine
Aktie?

Eine „herausragende Bedeutung"
messe die DDR-Regierung dem
Wettbewerb aller Unternehmen
bei, er sei das wichtigste Regulativ
der Marktwirtschaft. Kurz, es
solle soviel Markt wie möglich,
sowenig Staat wie nötig sein. So
lauten die Grundsätze der Wirt-
schaftspolitik in der Regierungs-
erklärung vom Donnerstag.

'Frede Bahn der Konkurrenz?
Wieviel Staat ist nötig, besonders
in der Phase des Übergangs?
Wirtschaftsminister Pohl hält
nichts von Schutzgehegen für be-
stimmte DDR-Branchen. Im Ge-
gensatz zum Ministerpräsidenten.
Lothar de Maiziere sprach sich in
der Regierungserklärung für An-
passungshilfen aus: „So wie für
Griechenland, Portugal oder Spa-
nien mehrjährige Übergangsrege-
lungen zum Schutz ihrer eigenen
Wirtschaft galten, werden wir
vergleichbare Schutzmechanismen
mit der Bundesregierung verein-

baren müssen." Zugleich kündigte
er Gesetzesvorschläge der Koali-
tion an zur Förderung der Stabili-
tät und des Wachstums der Wirt-
schaft sowie gegen unlauteren
Wettbewerb und zum Kartell-
recht.

Hilfe für die DDR-Wettbewer-
ber und Schaffung gleicher Wett-
bewerbsbedingungen — beides ist
dringend geboten, der Kampf ums
Überleben oder um den größten
Marktanteil hat längst begonnen.
Die abweisende Haltung des
Großhandels gegenüber DDR-
Konsumgüterherstellern oder die
Invasion der BRD-Verlage, die
Fusionsabsichten von Deutscher
Bank und Kreditbank AG oder
von INTERFLUG und Lufthansa
sind Signale.

Bereits morgen berät die
deutsch-deutsche Arbeitsgruppe
Wettbewerbsschutz mit Bonner
und Berliner Regierungsstellen
sowie Unternehmerverbänden

den Entwurf des DDR-Kartell-
gesetzes, so daß er schon in Kürze
der Volkskammer vorliegen
wird. Gegenüber dem BRD-Ge-
setz verzichtet wurde auf ein
zwingendes Fusionsverbot. Da-
durch solle ausländischen Unter-
nehmen der Einstieg erleichtert,
den DDR-Betrieben rascher auf
die Beine geholfen werden, er-
läuterte der Vizepräsident des
Amtes für Wettbewerbsschutz der
DDR, Dr. Reinhold Wutzke, ge-
genüber ND.

Dennoch haben die Mitarbeiter
des erst jüngst gegründeten Amts
alle Hände voll zu tun. Geprüft
würden gegenwärtig neben den
schon genannten Beteiligungen
auch das Zusammengehen von
Allianz-Versicherung und dem
DDR-Versicherungsunternehmen,
die Absichten der Mineralölhänd-
ler Minol und DEA sowie die ge-
plante Verbindung von HO und
ASCO Deutsche Kaufhaus AG.

Geprüft werden die Folgen der-
artiger Ehen übrigens nicht nur
für den DDR-Markt. Und da
kooperiert das DDR-Amt mit dem
Bundeskartellamt. Im Prinzip
wird nichts ohne den auch bei der
nötigen Qualifizierung Hilfreichen
Partner gehen. Man hat es ja
auch nicht weit zueinander — das
Bundeskartellamt hat seinen Sitz
in Westberlin. Die DDR-Behörde
soll so angelegt werden, daß sie —
entsprechend der Größe der
DDR — fusionsfähig ist mit dem
Bundesamt...

Der Wettbewerb also soll nun-
mehr geschützt werden. Und die
Wettbewerber? Dafür ist das Amt
nicht zuständig. Doch auch hier
ist — siehe oben — ein wenig
Staat nötig. Bis zur Sozialgesetz-
gebung für die Verlierer des
Wettbewerbs. Die in der Regie-
rungserklärung versprochenen
500 000 neuen Arbeitsplätze im
Mittelstandsbereich werden kaum
reichen.

Moskau (ADN/ND). Auf dem Ge-
biet der heutigen DDR werde die
Nationale Volksarmee so lange
bestehen, wie in Europa zwei Mi-
litärbündnisse, die NATO und
der Warschauer Vertrag, existie-
ren. Das erklärte der Minister
für Abrüstung und Verteidigung
der DDR, Rainer Eppelmann, am
Sonnabend in einem TASS-Inter-
view. Die sowjetischen Truppen
to der DDR würden so lange hier
verbleiben, wie auf dem Territo-
rium der BRD NATO-Truppen
stationiert sind. Eppelmann
äußerte seine Anerkennung für
die zurückhaltende, ruhige Hal-
tung der NVA-Führung, die einen
würdigen Beitrag bei den demo-
kratischen Umgestaltungen im
Land geleistet habe.

Durch Fortschritte bei den Wie-
ner Verhandlungen könnten rasch
die Kürzung des Militärbudgets
und weitergehende Reduzierun-
gen der Truppen und Rüstungen
in Mitteleuropa in Angriff ge-
nommen werden. Eppelmann
kündigte kühne Schritte bei der

Konversion der militärischen Pro-
duktion an.
Bonn. Für die Beibehaltung der
allgemeinen zwölfmonatigen
Wehrpflicht in der DDR als „ein
Stück Demokratie" sprach sich
Rainer Eppelmann am Sonntag
im Südwestfunk aus. Truppen der
Alliierten könnten „in stark ver-
dünnten Kontingenten" statio-
niert bleiben. Darüber hinaus
kündigte er „einseitige und ver-
nünftige Schritte" auf dem Ge-
biet der Abrüstung an. Sein Ziel
sei eine „nicht mehr kriegsver-
wendungsfähige Nationale Volks-
armee". Die DDR werde sich je-
doch an geltende Verträge und
Bündnisverpflichtungen gegen-
über dem Warschauer Vertrag
halten.
Schwerin. Auf dem Sonderpar-
teitag des Demokratischen Auf-
bruchs wurde Rainer Eppelinann
zum Vorsitzenden gewählt. Die
Delegierten von rund 10 000 Mit-
gliedern beschlossen, aus dem
Parteistatut alle Passagen zu,
streichen, die sich auf die DDR
und ihre Verfassung beziehen.

Berlin (ADN/ND). Die im Dach-
verband FDGB vereinigten Ge-
werkschaften unterstützen die in
der Regierungserklärung formu-
lierten Grundpositionen. Diese
entsprächen „den mehrheitlichen
Interessen der Mitglieder, weil sie
friedliche, soziale, humane und
demokratische Perspektiven an-
streben". Das geht aus einer Er-
klärung hervor, die der ge-
schäftsführende Vorstand des
FDGB nach seiner Tagung am
Wochenende dem ADN übermit-
telte. Die Gewerkschaften verlan-
gen verfassungsrechtliche Garan-
tien für ihre freie Betätigung wie
Koalitionsrecht, Tarifautonomie,
Streikrecht und Aussperrungsver-
bot. Für besonders dringlich hal-
ten sie das Recht auf Arbeit,
Neuschaffung und Sicherung von
Arbeitsplätzen, Umschulungs-
und Sozialprogramme sowie Ta-
rifverhandlungen.

Die Gewerkschaften unterstüt-
zen einen Einigungsprozeß, der
dem sozialen Fortschritt in beiden
Teilen Deutschlands dient und den

Sicherheitsinteressen der europä-
ischen Staaten entspricht. Die in
der Regierungserklärung zur
Währungsunion getroffenen Aus-
sagen betrachten sie als Mindest-
forderungen und erwarten ihre
Unisetzung zum Erhalt sozialer
Sicherheit.

Des weiteren fordern die DDR-
Gewerkschaften eine radikale Er-
neuerung des Weltgewerkschafts-
bundes. Der WGB müsse zu einem
„entideologisierten Bund freier
Gewerkschaften mit konkreter
Branchenr und Berufsorientie-
rung" gestaltet werden. Im Zuge
der personellen und finanziellen
Reduzierungen sei der FDGB-
Vertreter aus dem Sekretariat
des WGB bereits zurückgezogen
worden. Vom XII. Weltgewerk-
schaftskongreß im November
wird erwartet, daß er „kompro-
mißlos dem Kurs der Erneue-
rung des WGB Rechnung trägt".
Das sei entscheidende Vorausset-
zung für die weitere Mitglied-
schaft der DDR-Gewerkschaften.

Bonn (ADN). Bundeskanzler Hel-
mut Kohl und eine Runde von
Ministern sind am Sonntagabend
im Bonner Kanzleramt zu einer
Beratung über die Konzeption der
BRD für einen Staatsvertrag mit
der DDR und für die entspre-
chenden deutsch-deutschen Ver-
handlungen zusammengekommen.
Die Zusammenkunft diente auch
der Vorbereitung eines Koali-
tionsgesprächs zu dieser Thema-
tik, das am heutigen Montag in
Bonn die Partei- und Fraktions-
vorsitzenden von CDU/CSU und
FDP führen wollen. Der Kanzler
ließ sich zunächst Von einigen Mi-
nistern, die bereits informelle
Verhandlungen mit Partnermini-
stern der DDR geführt haben,
über Einzelheiten der Vorberei-
tung der Währungsunion unter-
richten. Dabei ging es vor allem
auch um die Feststellung stritti-
ger Fragen zwischen beiden Seiten.

An dem Kanzlergespräch nah-
men Kanzleramtschef Rudolf Sei-
ters, Finanzminister Theo Waigel,
Außenminister Hans-Dietrich
Genscher, Wirtschaftsminister
Helmut Haussmann, Arbeits-
minister Norbert Blüm, Innen-
minister Wolfgang Schäuble,
Agrarminister Ignaz Kiechle und
ein Vertreter der Bundesbank teil.

Auch die Präsidien der SPD der
BRD und der DDR haben am
Sonntag in Bonn Fragen des
Staatsvertrages zwischen beiden
deutschen Staaten über die Ein-
führung der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion und die
dabei anstehenden nächsten
Schritte sowie sicherheitspoliti-
sche Aspekte der deutschen Eini-
gung auf dem Weg zu einer
europäischen Friedensordnung
beraten. An der gemeinsamen
Sitzung nahmen auch die ge-
schäftsführenden Vorstände der
SPD-Fraktionen der Parlamente
beider Länder teil.

Nach Angaben des Bonner
SPD-Sprechers Eduard Heußen
haben beide Seiten die Regie-
rung Kohl wegen der „dilettanti-
schen Handhabung der Wäh-
rungsdiskussion" kritisiert, durch
die bereits erheblicher volkswirt-
schaftlicher Schaden entstanden
sei. Eine Vereinigung beider so-
zialdemokratischen Parteien solle
so vorbereitet werden, daß sie ge-
meinsam vor der Wahl eines ge-
samtdeutschen Parlaments in den
Wahlkampf ziehen können, sagte
Heußen.

D i e s e r Auftritt drängt Vergleiche mit einem Berlin auf, in dem Goebbels Gauleiter war. Der Alexan-
derplatz am vergangenen Freitag Foto: ADN/Bauer

Acht Verletzte, darunter zwei
Schwerverletzte, und ein nicht
unerheblicher Sachschaden sind die
Bilanz der Ausschreitungen im
Berliner Stadtzentrum am ver-
gangenen Freitag. 30 Personen
seien vorübergehend in Poüzei-
gewahrsam genommen *' — *> aber
schon rasch wieder auf freien Fuß
gesetzt worden, letzteres sagte
der Polizeipräsident in seiner Er-
klärung nicht. Und auch der ein-
zig mögliche Begriff „faschisti-
sche Randale" fehlt darin.

Einige hundert vorwiegend
junge Leute „feierten Führers
Geburtstag". Nach einem Fuß-
ballspiel rotteten sie sich zusam-
men. (Der instinklose Termin des
Spieles bleibt wohl das Geheim-
nis der Verantwortlichen.) Bald
flogen Flaschen, Steine und
Knüppel wurden erhoben gegen
Andersdenkende. Die aufgebote-
nen VP-Angehörigen waren be-
reit zum Handeln. Allein es fehl-
ten wohl Befehle. Einer ihrer
Presseoffiziere am Sonntag gegen-
über ND: „Früher haben wir vor
allem einer politischen Kraft ge-
dient. Jetzt dienen wir jeder-
mann. Schützen wir die einen,
beschweren sich die anderen." Er-
gibt sich die Frage: Warum hielt
sich die Polizeiführung nicht ein-
fach ganz im Sinne der neuen
Demokratie an Geist und Buch-
staben der Gesetze? Mir scheint
am Alex wären die Fronten klar
gewesen. RENE HEILIG

Die demokratisch legitimierten
Studierenden-Vertretungen — die
StudentlnnenRäte — fordern von
der Gesellschaft zuerst einmal
zwei Dinge ein: 1. die — auch fi-
nanzielle — Anerkennung des Stu-
diums als gesellschaftlich notwen-
dige Arbeit, also die Abkehr da-
von, Studieren als von der Gesell-
schaft gewährte „Auszeichnung"
zu suggerieren, für die man/frau
dankbar zu sein h'at; und 2. die
Anerkennung der Tatsache, daß
der/die Studentin zum Studieren
erst einmal existieren, also auch
wenigstens das Existenzminimum
als Stipendium bekommen muß.

Von den beiden genannten For-
derungen ausgehend, ist eine Stel-
lungnahme zu einem Umtausch-
kurs für Stipendien an sich ge-
genstandslos. Sowohl mit 1:2 wie
auch mit 1:1 wären unsere Forde-
rungen nicht erfüllt. Des weite-
ren gehen alle diese Diskussionen
offenbar davon aus, daß mit (bzw.
trotz) der Währungsunion eine
innerdeutsche Preis-, Tarif- und
Mietengrenze bestehen bliebe.
Dies erscheint ökonomisch unsin-
nig und praktisch undurchführ-
bar. Insofern ist zu der vage in
Aussicht gestellten Stipendiums-
erhöhung um 150,— M (oder DM)
zu sagen, daß diese lediglich der-
zeit die Existenzminimum-Forde-
rung erfüllen würde. Sehr frag-
lich ist, ob dies noch im Septem-
ber — wenn diese Erhöhung mög-
licherweise in Kraft tritt — der
Fall sein wird.

Der Hintergrund der Inszenie-
rung der 1:2-Diskussion scheint
mir vor allem zu sein, dem Um-
tauschkurs 1:1 in der DDR-Be-
völkerung Akzeptanz zu verschaf-

Der Entwurf einer neuen Verfas-
sung der Deutschen Demokrati-
schen Republik (ND vom 18. April)
sollte nach breiter öffentlicher
Diskussion durch einen demokra-
tisch durchgesetzten Volksent-
scheid gültiges Staatsrecht wer-
den. Wenn die DDR auch ökono-
misch marode sein soll, in Sachen
Demokratie ist sie es seit der
Wende nicht. Bringen wir uns
deshalb auch staatsrechtlich in die
vordere Reihe freiheitlicher Staa-
ten dieser Erde. Beantworten wir
die Frage, was die DDR in ein
vereintes Deutschland einzubrin-
gen hat, mit der Inkraftsetzung
dieser neuen Verfassung, eines
Kindes unserer Oktoberrevolu-
tion. Möge sie gemeinsam mit der
Weimarer Verfassung, dem
Grundgesetz der BRD und unse-
rer Verfassung von 1949 Grund-
lage der Diskussion über die
künftige neue, gesamtdeutsche
Verfassung sein, die unser Volk,
braucht.

Die Bundesrepublik muß der
DDR helfen, ob sie es will oder
nicht. Sie ist dazu verpflichtet,
und hier sind viele Menschen
meiner Meinung. Die Bundes-
republik hat — die Nachkriegs-
enteignungen, Demontagen und
Gebietsverluste nicht mitgerech-
net — seit 1950 bis Ende 1988 an
Entwicklungshilfe, Wiedergut-
machung, Schenkungen, 'Kredit-
verzichten usw. 876 100 000 000
D-Mark an alle Welt gegeben. Da

wird es doch wohl rechtens sein,
wenn jetzt unsere Deutschen in
der DDR bevorzugt von uns die
notwendige Hilfe erfahren.

Eduard Mrachacs,
Pulheim, BRD

Als der Wehrunterricht in der
Schule abgeschafft wurde, hat
man versäumt, diesen Unterricht
durch das Fach Umwelt und Öko-
logie zu ersetzen. Arbeitseinsätze
im Wald und Naturschutzgebiet
hätten für unsere Schüler eine
gute Anleitung zum Handeln
sein können. Auch hätte der
Spruch „Schwerter zu Pflug-
scharen" an Bedeutung gewon-
nen. Wie lange wollen wir noch
mit dem praktischen Handeln
warten? Bei allen Konsumgedan-
ken bleibt unser Lebensraum
doch wichtig zu erhalten.

Rainer Jiinemann,

Die in der Ausgabe vom 9. 4. 90
veröffentlichte Leserzuschrift von
Herrn Ditmar Hauer „Geldge-
schäfte auf dem Alexanderplatz"
habe ich mit großem Interesse
gelesen, da ich ebensolche Be-
obachtungen in der Vorhalle des
Leipziger Hauptbahnhofes mach-
te. Ein von mir angesprochener
Bahnpolizist erklärte mir, daß
derartige Geldtauschaktionen
(Kurs 1:4) bekannt sind, er aber
nichts gegen diese unternehmen
kann. Es ist alles erlaubt, was
nicht durch Gesetz verboten wird.

Ulrike Schmidt,

SHIMON PERES: . . .den Frie-
densprozeß erst einmal in Gang
setzen Telefoto: ADN/AFP

den, Yasser Arafat, zu sprechen.
Logisch wäre das eigentlich, mei-
nen breite Kreise in Israel. Denn
über 70 Prozent aller Palästinen-
ser betrachten die PLO als ihren
einzig legitimen Repräsentanten,
was übrigens auch die Auffassung
der Vereinten Nationen ist. Aber
der 66jährige, der angesichts der
Kräftekonstellation im Lande
sehr auf seine Popularität be-
dacht sein muß, kann sich nicht
darüber hinwegsetzen, daß die
PLO in Israel noch immer als ter-
roristische Organisation verpönt
ist Ob er es überhaupt will, ist
eine andere Frage.

Peres, der als Szymon Perski
in Polen geboren wurde, kam
1934 nach Palästina und hat seit-
her die Nahostentwicklung durch
die Zeitläufe begleitet. In den
fünfziger Jahren Vertrauter des
damaligen Verteidigungsmini-
sters Eshkol, trug er Verantwor-
tung für Waffenbeschaffung. Spä-
ter Premier, Regierungsvize,
Außen- und Finanzminister, war
er stets mit dem zentralen Kon-
flikt Zionismus—Araber konfron-
tiert. Die Erfahrungen seines
langen Weges besagen, daß Israel
Frieden und ein sicheres Umfeld
braucht. Das aber ist ohne ein
einvernehmliches Verhältnis zum
palästinensischen Volk nicht
möglich.

'< Es gilt, den'„Friedensprozeß erst
«'"einmal in Gang zu setzen" und

mit der palästinensischen Seite zu
verhandeln. „Solange man-redet,
wird nicht geschossen." Das ist
eine der Prämissen des Chefs der
israelischen Arbeiterpartei, Shi-
mon Peres, die in der bisherigen
Koalitionsregierung mit Shamirs
Likud-Block für Zündstoff ge-
sorgt haben. Jetzt - als desi-
gnierter Premier, der sich um die
Formierung einer neuen Regie-
rung bemüht - bekräftigte er
seine Bereitschaft, so schnell wie
möglich mit den Palästinensern
einen Dialog aufzunehmen.

Allerdings scheut Peres die
Konsequenz, mit Vertretern der
PLO oder gar deren Vorsitzen-

nik und Technologien angewie-
sen. Aber nicht alles darf im
Maßstab 1:1 übernommen wer-
den. Nach Angaben des Kon-
gresses „ökologisches Wirt-
schaften", der in Leipzig statt-
fand, traten 1989 in der Bun-
desrepublik Umweltschäden in
Höhe von 103 Milliarden Mark
auf. Dies entspricht etwa dem
jährlichen Wirtschaftswachs-
tum — was aus dieser Sicht
jeglichen Sinn verliert. Auch in
der BRD, so führte der CDU-
Politiker Prof. Biedenkopf in
Leipzig aus, beruht der Wohl-
stand auf einem stetig zuneh-
menden Verbrauch von Natur-
stoffen und der Mitbeteiligung j
an der Plünderung der Drit-
ten Welt.

Bei der deutsch-deutschen
Umweltunion, soll sie Sinn
machen, muß für die DDR
mehr herauskommen als eine
nach bundesdeutschem Vorbild
„gezügelte" Marktwirtschaft.
Die Last einer weiter unge-
hemmten industriellen Expan-
sion vermag die Natur nicht zu
tragen. Unabdingbar ist eine
ökologische Alternative, wes-
wegen die Umweltunion als
viertes ins Kleeblatt von Wirt-
schaft, Finanzen und Sozialem
hineingehört.

Lmweltunion
gehört dazu

Der Dietrich
und die Aktie

Eppelmann: Wehrpflicht
„ein Stück Demokratie"

FDGB fordert den Erhalt
sozialer Sicherheiten

Dauersitzungen
zum Staatsvertrag

StudentlnnenRäte fordern
zuerst zwei Dinge

Ein Volksentscheid zur
Verfassung tut not

KWV Köpenick kündigt
Mieter-Mitbestimmung

Milliarden an alle Welt -
und für die DDR . . . ?

Wie lange noch mit dem
Handeln warten?

Verhandeln,
nicht schießen
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fen. Nachdem sich jetzt alle über
1:2 ereifert haben, wird Herr
Kohl irgendwann (wir ahnen alle
sicher wann) öffentlich eine Gü-
terabwägung vornehmen und mit
großer Geste 1:1 verkünden. Alle
werden erleichtert bis begeistert
sein und erst sehr viel später
merken, wie schwer es sich im
zusammenwuchernden Deutsch-
land mit so geringen Löhnen/
Renten/Stipendien lebt. Dann
aber sind wir schon der deutsche
Hinterhof — der doofe Rest.

Peer Pasternack,
StudentlnnenRat der KMV Leipzig

In den Jahren 1957/58 wurde un-
ser Haus auf Trümmergrundstük-
ken in freiwilligen NAW-Einsät-
zen unter Mithilfe von volkseige-
nen Betrieben und der Hand-
werkskammer errichtet. Bisher
sahen wir unser Mitbestimmungs-
recht gewährleistet durch Mitar-
beit bei der Erstellung von Haus-
reparaturplänen, Erteilung von
Kleinreparaturaufträgen, Ausfüh-
rung von Leistungen von Klein-
reparaturen, Hausreinigung und
Gartenarbeiten.

Nun erhielt ich folgendes Schrei-
ben vom Wohnungswirtschaftler
der KWV Köpenick: „Auf Grund
umfangreicher Strukturverände-
rungen bitten wir Sie, uns unsere
Auftragsformulare zurückzuschik-
ken. Bitte lösen Sie auch keine
Aufträge mehr aus, da diese zu
Ihren Lasten gehen müßten. Wir
danken für Ihre Mitarbeit!"

Soll das die neue Demokratie
sein?

W. Ignaszewski,
HGL-Vorsitzender Friedenstr. 10,

Berlin, 1170
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